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Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Ruva Demir, Dessauer Str. 44, 45472 
Mülheim an der Ruhr, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005195489/25 am 05.04.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 05.04.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öf-
fentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 
1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 11.04.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 H e i l m a n n 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Laurentiu Moise, Carnaper Str. 119, 
42283 Wuppertal, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005193897/64 am 26.04.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 26.04.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öf-
fentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 
1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 26.04.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K o w a l s k i 
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Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Metodi Tsvetkov, Bastenstr. 49, 47167 
Duisburg, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.006212794/44 am 15.02.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 15.02.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öf-
fentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 
1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 25.04.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K n a p p e n 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Paul Banciu, Im Beckerfelde 16, 45475 
Mülheim an der Ruhr, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005193911/65 am 22.03.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 22.03.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öf-
fentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 

zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 
1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 25.04.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K o b e r l i n g 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Eryk Weglarski, Lindenstr. 174, 41063 
Mönchengladbach, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005195427/65 am 07.04.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 07.04.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öf-
fentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 
1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 04.05.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K o b e r l i n g 
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Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Falk Helfenbein, Jahnplatz 5, 45143 Es-
sen, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.006213621/44 am 09.03.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 09.03.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öf-
fentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 
1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 04.05.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K n a p p e n 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Emil Georgiev Minkov, Arminstr. 4, 
47169 Duisburg, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005193572/64 am 03.05.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 03.05.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öf-
fentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 

zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 
1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 03.05.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K o w a l s k i 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Mike Reinhardt Herrmann, Corneliusstr. 
43, 45219 Essen, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005194729/45 erlassene Bußgeldbescheid 
konnte nicht zugestellt werden, da der derzeitige 
Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln 
und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid wird hiermit nach § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zuge-
stellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 
1, Zimmer C.208, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 03.05.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 G a h r 
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Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Costel Asan, Aktienstr. 98, 45473 Mül-
heim an der Ruhr, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.006218769/64 am 02.05.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 02.05.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öf-
fentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 
1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 02.05.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K o w a l s k i 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wiederwahl der Schiedsperson im  
Schiedsamtsbezirk 3 (Altstadt I – Ost mit 

Rumbachtal und Raadt) 
 

Die Bezirksvertretung 1 hat in ihrer Sitzung am 
05.04.2016 Herrn Hartmut Kirschner Eduardstraße 
2, 45468 Mülheim an der Ruhr, im Schiedsamts-
bezirk 3 (Altstadt I – Ost mit Rumbachtal und 
Raadt) für weitere fünf Jahre zum Schiedsmann 
gewählt. 
 
Das Amtsgericht Mülheim an der Ruhr hat Herrn 
Kirschner mit Datum vom 14.04.2016 gemäß § 4 
Schiedsamtsgesetz NRW in seinem Amt  für weite-
re fünf Jahre bestätigt. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 21.04.2016
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
  
 A l t e n b a c h 
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Bekanntmachung 

 

BEZIRKSREGIERUNG DÜSSELDORF 
Dezernat 26 / Luftverkehr 
Am Bonneshof 35 
40474 Düsseldorf 

 
Antrag der Flughafen Düsseldorf GmbH vom 16.02.2015 i. d. F. vom 29.02.2016 auf Erteilung 
eines Planfeststellungsbeschlusses 

Anhörung im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens gem. § 8 ff LuftVG i. V. m. § 73 VwVfG 
NRW 

Die Flughafen Düsseldorf GmbH (FDG) hat unter dem 16.02.2015 einen Antrag auf Erteilung eines Plan-
feststellungsbeschlusses bei der zuständigen Planfeststellungsbehörde, dem Ministerium für Bauen, Woh-
nen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, Dienstgebäude Jürgensplatz 1, 
40219 Düsseldorf,   gestellt. 

Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens (Vorhaben) ist die abschließende Zulassung    

- von tiefbaulichen Änderungen der vorhandenen Flughafenanlage, nämlich die Herstellung von ins-
gesamt 8 neuen Flugzeug-Abstellpositionen sowie die Erweiterung von Flugbetriebsflächen (Roll-
weg-/Rollgassenanschlüsse im Vorfeldbereich) nebst weiteren Bodenversiegelungs- und Arrondie-
rungsmaßnahmen sowie  

- von Änderungen der geltenden Betriebsregelungen, nämlich die Erhöhung der im Voraus planbaren 
Flugbewegungen in nachfragestarken Zeitstunden am Tage sowie eine bedarfsgerechte Anpassung 
der Nutzungsmöglichkeiten beider Start- und Landebahnen zur Abwicklung des Flugverkehrs.    

 

Die Einzelheiten des Vorhabens sind dem Antragsschreiben der FDG vom 16.02.2015 (insbesondere Sei-
ten 1 – 7) und den weiteren Antragsunterlagen zu entnehmen, die zur Einsicht für die Öffentlichkeit aus-
gelegt werden (s.u.).  

Das Vorhaben muss einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen werden.  

Diese wird zusammen mit der für die Änderung von Anlage und Betrieb des Flughafens Düsseldorf gemäß 
§ 8 Abs. 1 Satz 1 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) erforderlichen Planfeststellung durchgeführt. Im Planfest-
stellungsverfahren sind alle von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten Belange einschließlich 
der Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen (§ 10 LuftVG i. V. m. § 73 Ver-
waltungsverfahrensgesetz NRW – VwVfG NRW). 

Zu den (Umwelt-)Auswirkungen des Vorhabens der FDG wird die Öffentlichkeit beteiligt. Die Bezirksregie-
rung Düsseldorf führt das hierfür gesetzlich vorgesehene Anhörungsverfahren als zuständige Anhörungs-
behörde durch. 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann für die Dauer eines Monats Einsicht in 
die Antragsunterlagen nehmen und danach noch zwei Wochen lang Einwendungen gegen den Plan bzw. 
das Vorhaben schriftlich oder zur Niederschrift bei der Bezirksregierung Düsseldorf oder bei der Gemein-
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de, in der die Antragsunterlagen ausgelegt wurden, erheben. 

Die nachfolgend aufgeführten Unterlagen (Schriftdokumente und Karten) zum Vorhaben der FDG können 
eingesehen werden. Sie beinhalten die zum gegenwärtigen Zeitpunkt des Verfahrens nach § 6 Abs. 3 und 
4 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) relevanten, d.h. entscheidungserheblichen, Angaben zu 
den von der FDG beabsichtigten baulichen und betrieblichen Maßnahmen sowie zu den hiervon betroffe-
nen Umwelt-Schutzgütern gemäß § 2 Abs. 1 UVPG. Sie dienen zur Beschreibung des Vorhabens, der Um-
welt und ihrer Bestandteile in dessen Einwirkungsbereich sowie zur Darstellung der voraussichtlichen er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des Vorhabens (ggf. nebst der diesbezüglichen Vermeidungs-
, Verminderungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen). Die Unterlagen beinhalten auch Erwägungen der 
FDG bzgl. etwaiger Alternativen zum Vorhaben sowie eine allgemein verständliche, nichttechnische Zu-
sammenfassung der Umweltverträglichkeitsstudie.  

 

Gegenstände der öffentlichen Auslegung:  

Beschreibung des Vorhabens  

(betrifft: Standort; Art und Umfang der Bauarbeiten; Flächenbedarf; betriebliche Änderungen und Auswir-
kungen auf den Flugverkehr; Verkehrsbedarf / Grundlagen der Bedarfsermittlung; Leistungsfähigkeit der 
Start- und Landebahnen zur Bewältigung des geänderten Flugbetriebs) 

 Antragsschreiben der FDG vom 16.02.2015 

 Gutachten: Prognose des Verkehrsaufkommens für das Jahr 2030 für ein engpassfreies Szenario  

 Bericht: Kapazitätsuntersuchung (Zweibahnsystem) 

 Bericht: Technische Planung – Erläuterung  

 Bericht: Entwässerungsplanung 

 Bericht: Modellanwendungen zum Nachweis der Auswirkungen auf den Hochwasserabfluss im Kittel-
bach 

 Bericht: Erstellung der Datenerfassungssysteme für das Referenz- und das Prognoseszenario 2030 

 Bericht: Erläuterung der Eingangsdaten der Datenerfassungssysteme für das Referenz- und das Prog-
noseszenario 2030 

 

Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit 

(betrifft: Folgen des geänderten Flugbetriebs für die Belastung der Bevölkerung mit Lärmimmissionen und 
Luftschadstoffen; Auswirkungen der baulichen Maßnahmen auf den Bodenverkehr und die Belastung der 
Bevölkerung mit Lärmimmissionen und Luftschadstoffen; Veränderungen der Lichtimmissionen auf die 
Wohnbereiche in der Flughafenumgebung durch die baulichen und betrieblichen Änderungsmaßnahmen) 

 Gutachten: Flug- und Bodenlärm 

 Stellungnahme der Deutsche Flugsicherung GmbH zu den Auswirkungen des Vorhabens auf die An- 
und Abflugstrecken  

 Gutachten: Lärmmedizinische Stellungnahme 
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 Bericht: Verkehrsprognose 2030 mit Ausweisung des flughafenbezogenen Verkehrs  

 Gutachten: Luftqualität 

 Bericht: Lichtimmissionsuntersuchung  

 

Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft, Luft, Klima, Wasser und Boden, 
Mensch/menschliche Gesundheit (s. auch dort) 

(betrifft: Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Wirkungen auf die Vegetation, auf – u.a. besonders ge-
schützte – Tiere und ihre Lebensräume, auf Schutzgebiete, schutzwürdige Biotope sowie auf den Boden, 
auf Grund- und Oberflächengewässer – unter Berücksichtigung von Hochwasserrisiko / Altlastenmobilisie-
rung / PFT-Sanierung – und auf das Landschaftsbild; mögliche betriebsbedingte Geruchsbelastungen; Be-
wertung des nicht vermeidbaren und begrenzbaren Eingriffs in Natur und Landschaft und Kompensation 
der Folgen; vorhabensbedingte Wechselwirkungen zwischen den betrachteten Umwelt-Schutzgütern)      

 Gutachten: Landschaftspflegerischer Begleitplan 

 Gutachten: FFH-Vorprüfung – FFH-Gebiet Überanger Mark 

 Gutachten: FFH-Vorprüfung – FFH-Gebiet Ilvericher Altrheinschlinge  

 Gutachten: Artenschutzprüfung 

 Gutachten: Umweltverträglichkeitsstudie 

 

Die Antragsunterlagen werden für die Dauer eines Monats, nämlich 

vom 25.05.2016 bis einschließlich 24.06.2016  

im 

ServiceCenterBauen, Hans-Böckler-Platz 5, 45468 Mülheim an der Ruhr  

zu folgenden Zeiten:  

Montag   8.00 bis 12.30 Uhr 
Dienstag   8.00 bis 12.30 Uhr 
Mittwoch   geschlossen 
Donnerstag   8.00 bis 12.30 Uhr  und 14.00 bis 16.00 Uhr 
Freitag   8.00 bis 12.30 Uhr 

 

zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt (Auslegungsfrist). 

 

Außerhalb der angegebenen Zeiten können persönliche Terminabsprachen vereinbart werden:  

Stadt Mülheim an der Ruhr 
Amt für Umweltschutz   
Technisches Rathaus 
Hans-Böckler-Platz 5, 45468 Mülheim an der Ruhr 
Tel.: (0208) 455-7000 
E-Mail: umweltamt@muelheim-ruhr.de. 
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Einwendungen können bis einschließlich  

08.07.2016 (Posteingang) 

bei den im Folgenden unter Ziffer 2 genannten Adressen erhoben werden (Einwendungsfrist).  

 

Mit Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen. Sie werden nicht mehr berücksichtigt. 

Die Antragsunterlagen sind ebenfalls im Internet über den folgenden Link einsehbar: 

http://www.mbwsv.nrw.de/ 

Es wird darauf hingewiesen, dass jedoch nur die tatsächlich vor Ort ausgelegten Antragsunterlagen (Pa-
pierfassung) für das Verfahren maßgeblich sind. 

 

Weitere Hinweise: 

Das Planfeststellungsverfahren ist ein förmliches Verwaltungsverfahren und unterliegt besonderen gesetz-
lichen Vorgaben:  

1. Sie können Ihre Einwendungen innerhalb der Frist – d.h. bis einschließlich zum 08.07.2016 
(Posteingang) sowohl schriftlich einreichen als auch mündlich zur Niederschrift äußern. 

2. Ihre Einwendungen richten Sie bitte zum Aktenzeichen 26.01.01.01-PFV DUS an die 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Dezernat 26 

Postfach 300865 

40408 Düsseldorf (Postanschrift) 

oder 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Dezernat 26 

Am Bonneshof 35 

40474 Düsseldorf 

Sie können Ihre Einwendung auch über die Gemeinde einreichen, in deren Räumen die Ausle-
gung der Antragsunterlagen stattfindet. 

Unter der Anschrift der Bezirksregierung Am Bonneshof 35 in Düsseldorf, sowie bei Ihrer ausle-
genden Gemeinde besteht auch die Möglichkeit Ihre Einwendung mündlich zur Niederschrift zu 
geben. 
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3. Bei der Abgabe Ihrer schriftlichen Äußerungen ist zu beachten, dass sie nur berücksichtigt wer-
den können, wenn Sie Ihren vollständigen Vor- und Nachnamen sowie Ihre vollständige An-
schrift in lesbarer Form und Ihre Unterschrift enthalten und fristgerecht1 erfolgen. 

Das Erfordernis der vollständigen Namensangaben gilt auch und im Besonderen für Familien, 
die gemeinsam eine Einwendung verfassen: Es sind die Namen aller Familienmitglieder, für die 
die Einwendung gelten soll, leserlich anzugeben und von allen unterschriftsberechtigten Famili-
enmitgliedern selbst zu unterzeichnen. 

Eingangsbestätigungen werden nicht erteilt. 

4. Grundsätzlich können Einwendungen nur schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden.  

Die Bezirksregierung Düsseldorf bietet jedoch unter Bezug auf § 3a VwVfG NRW an, Einwen-
dungen in rechtsverbindlicher elektronischer Form über das Elektronische Gerichts- und Verwal-
tungspostfach (EGVP) zu senden: 

Per E-Mail erhobene Einwendungen sind nur zulässig, wenn sie mit einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen sind. Eine Signierung mit einem Pseudo-
nym ist nicht zulässig. Die Bezirksregierung Düsseldorf hat hierzu eine elektronische Zugangs-
möglichkeit über ein elektronisches Gerichts- und Verwaltungspostfach eröffnet. Wegen der 
diesbezüglichen Zugangsvoraussetzungen wird auf die Internetveröffentlichung unter 
http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html verwiesen. 

Eine Einwendung mittels einfacher Email entspricht somit nicht den gesetzlichen An-
forderungen und bleibt daher unberücksichtigt. 

5. Mit Ablauf der Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW) 

6. Für den Fall des Vorbringens gleichförmiger Eingaben wird auf § 17 VwVfG NRW ausdrücklich 
hingewiesen: Bei Anträgen und Eingaben, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten 
unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht worden sind 
(gleichförmige Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unterzeichner als Vertreter der übri-
gen Unterzeichner, der darin mit seinem Namen und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet 
ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine 
natürliche Person sein (§ 17 Abs. 1 VwVfG NRW). 

7. Gleichförmige Eingaben können unberücksichtigt bleiben, wenn sie die in § 17 Absatz 1 Satz 1 
VwVfG NRW genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift verse-
henen Seite enthalten oder wenn der Vertreter keine natürliche Person ist.  

8. Ferner können gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt gelassen werden, als Unter-
zeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder nur unleserlich angegeben haben. Dies gilt 
auch für Einwendungen von Familien (vgl. Hinweis Nr. 3) 

9. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, Teilnahme am Erör-
terungstermin oder Vertreterbestellung evtl. entstehende Kosten werden nicht erstattet. 
 

                                          
1 Fristgerecht bedeutet: Eingang der Einwendung innerhalb der Frist bei einer der unter Nr. 2 genannten 

Stellen. 
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10. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen nach § 
73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG NRW. Ihre Einwendungen sind ebenfalls bei den in der Bekanntma-
chung zu bezeichnenden Stellen innerhalb der Einwendungsfrist vorzubringen. 

11. Äußerungen zu diesem Verfahren - sei es schriftlicher oder mündlicher Art, die vor Auslegung 
des Antrags an das Verkehrsministerium oder die Bezirksregierung Düsseldorf gerichtet worden 
sind, können nicht als Einwendung im Verfahren berücksichtigt werden. 

12. Gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 2 LuftVG kann bei der Änderung eines Flughafens von einer förmlichen 
Erörterung im Sinne des § 73 Abs. 6 VwVfG NRW und des § 9 Abs. 1 UVPG abgesehen werden. 
Auch, wenn kein Erörterungstermin stattfindet, wird den Einwendern vor Abschluss des Plan-
feststellungsverfahrens Gelegenheit zur erneuten Äußerung gegeben. 

13. Findet ein Erörterungstermin statt, so wird er rechtzeitig ortsüblich bekannt gemacht werden. 
Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben – bzw. bei gleichförmi-
gen Einwendungen wird der Vertreter – von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr 
als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, können diese durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen und zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 

14. Über die Einwendungen und sonstigen Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsver-
fahrens durch das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes 
NRW – Planfeststellungsbehörde – entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststel-
lungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzu-
nehmen sind. 

 

 Bezirksregierung Düsseldorf 

 Dezernat 26 / Luftverkehr 

 Im Auftrag 

 D l u g o s c h 
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Ankündigung der beabsichtigten Einziehung Ruhrstraße 
 
Im Rahmen der Realisierung des rechtsgültigen Bebauungsplanes „Ruhrpromenade- Innenstadt- 31“ ist 

beabsichtigt, die Ruhrstraße in der im zugehörigen Katatsterplan schraffiert gekennzeichneten Erstre-

ckung gem. § 7 Abs. 2 Straßen- und Wegegesetz NRW (StrWG NRW) dem öffentlichen Verkehr zu entzie-

hen.  

 

Gem. § 7 Abs. 4 StrWG NRW wird die Absicht der Einziehung hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 

Gegen die beabsichtigte Einziehung können innerhalb von drei Monaten vom Tage der Bekanntmachung 

an gerechnet Einwendungen schriftlich oder zu Protokoll beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an 

der Ruhr, Amt für Verkehrswesen und Tiefbau, Hans- Böckler- Platz 5 (Technisches Rathaus), Zimmer 

10.21 geltend gemacht werden. 

 

 
 Mülheim an der Ruhr, den 25.04.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 C h l u b a  
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B e k a n n t m a c h u n g 

 
öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes 

„Prinzenhöhe – M 24“ 

 

 

Der Entwurf zum Bebauungsplan „Prinzenhöhe – M 24“ mit seiner Begründung einschließlich Umweltbe-

richt und die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen wird hiermit gemäß § 

3 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) 
 

in der Zeit vom 23.05.2016 bis einschließlich 23.06.2016 

(ausgenommen gesetzliche Feiertage) 
 

öffentlich ausgelegt. 
 

Zeit und Ort der Auslegung: 

 

montags bis mittwochs von 7.30 Uhr bis 15.30 Uhr 

donnerstags von 08.00 Uhr bis 17.00 Uhr 

sowie freitags von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

 

im Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, 

19. OG, linke Flurseite; bei Bedarf können unter den Telefon-Nr. 0208 / 455 – 6131 (Frau Herbermann) 

oder 0208 / 455 – 6145 (Frau Schulte Tockhaus) weitere Termine vereinbart werden. 

Stellungnahmen zu dem Entwurf können während der Auslegungsfrist schriftlich an den Oberbürgermeis-

ter (Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung) gerichtet oder zu den o.g. Zeiten zur Nie-

derschrift vorgebracht werden. 

 

 

Informationen zur Planung können auch im Internet unter www.muelheim-ruhr.de ab dem 23.05.2016 

abgerufen werden. 

 
Umweltbezogene Informationen 

Neben dem Entwurf des Bebauungsplanes mit seiner Begründung und den nach den Umweltschutzgütern 

i. S. des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gegliederten Umweltbericht (mit Untersuchungen zu den Schutzgütern 

Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft, Kultur- und Sachgüter, Wechselwirkungen) 

sind die folgenden Arten umweltbezogener Informationen verfügbar und liegen mit den o.g. Unter-

lagen zusammen aus: 
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Schutzgut Mensch 

Straßen-/Schienenlärm und Geruchsimmis-

sionen: Lärmkartierung Verkehrslärm, Ver-

kehrslärm (Straße/Schiene) nach Pilotpro-

jekt LMP 2000-2006 (Amt für Umweltschutz) 

Aussagen zur Lärmsituation und Ge-

ruchsimmissionen aus dem Straßen- und 

Schienenverkehr sowie deren Einwirkung auf 

das Plangebiet 

Fluglärm: Stellungname des Amtes für Um-

weltschutz vom 26.02.2015 

Aussagen zu Fluglärmgeräuschen und deren 

Einwirkung auf das Plangebiet 

Erholung Regeneration / Landschaftsbild: 

Landschaftsplan vom 28.02.2005, Regiona-

ler Flächennutzungsplan (RFNP) vom 

03.05.2010 

Inanspruchnahme privater Grünflächen 

Plangebiet grenzt an Duisburger Stadtwald 

RFNP: Allgemeiner Siedlungsbereich 

 

Abfallentsorgung: Stellungnahme des Amtes 

für Umweltschutz (Untere Abfallwirtschafts-

behörde) vom 26.02.2015 

Aussage zur Abfallentsorgung im Plangebiet 

Gewerblicher Immissionsschutz: Stellung-

nahme der Bezirksregierung Düsseldorf vom 

12.03.2015 

Nichtbetroffenheit des Plangebietes durch 

Störfallbetriebe 

Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Besonders geschützte planungsrelevante 

Tierarten: Einwendungen der Öffentlichkeit, 

Artenschutzrechtliche Vorprüfung Blenk & 

Püschel vom Oktober 2015, Stellungnahme 

des Amtes für Umweltschutz (Untere Land-

schaftsbehörde) vom 26.02.2015, Stellung-

nahme des Regionalverbands Ruhr vom 

26.02.2015 

Hinweise auf Käuzchen und Fledermauspo-

pulation im Plangebiet 

Artenschutzrechtliche Konflikte im Plange-

biet 

Hinweis zum Ausgleich von Eingriffen 

Vegetation: Einwendungen aus der Öffent-

lichkeit, Landschaftsplan vom 28.02.2005, 

Landschaftspflegerischer Begleitplan Blenk & 

Püschel vom Dezember 2015, Stellungnah-

me des Regionalforstamtes Ruhrgebiet vom 

12.02.2015, Stellungnahme des Amtes für 

Umweltschutz (Untere Landschaftsbehörde) 

vom 26.02.2015, Stellungnahme des Regio-

nalverbands Ruhr vom 26.02.2015 

Außerhalb Geltungsbereich Landschaftsplan 

Aussage zu geschützten Teilen von Natur 

und Landschaft sowie Biotopflächen 

Erhalt von Gehölzstrukturen im Plangebiet 

Aussage zu den Belangen des angrenzenden 

Waldes 

Hinweis auf schützenswerte Bäume im Plan-

gebiet 

Hinweis zum Ausgleich von Eingriffen im 

Plangebiet 
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Schutzgut Boden 

Ökologische Bodenfunktionen: Landschafts-

plan vom 28.02.2005, Stellungnahme des 

Amtes für Umweltschutz (Untere Boden-

schutzbehörde) vom 26.01.2016  

Aussage zur Schutzwürdigkeit des Bodens 

im Plangebiet 

Bodenbelastungen: Stellungnahme des Am-

tes für Umweltschutz (Untere Bodenschutz-

behörde) vom 26.01.2016, Bodenuntersu-

chungen Kolb Umweltberatung vom Juli 

2015, Altlastenkataster 

Aussagen zu Altlasten / -ablagerungen oder 

schädlichen Bodenveränderungen im Plan-

gebiet 

Bodenluft: Stellungnahme des Amtes für 

Umweltschutz (Untere Bodenschutzbehörde) 

vom 26.01.2016 

Eine Überprüfung war nicht zu veranlassen. 

Bergbau: Stellungnahme der Bezirksregie-

rung Arnsberg Abt. 6 Bergbau und Energie 

in NRW vom 19.02.2015, Stellungnahme der 

RAG AG vom 25.01.2015 

Hinweise zu den bergbaulichen Verhältnis-

sen im Plangebiet 

Schutzgut Wasser 

Stellungnahme des Amtes für Umweltschutz 

(Untere Bodenschutzbehörde, Untere Was-

serbehörde) vom 26.01.2016 und 

26.02.2015, Stellungnahme des Ruhrver-

bandes vom 05.02.2015, Entwässerungs-

konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung 

der Dr. Papadakis GmbH vom März 2016 

Aussagen zur Versickerungsfähigkeit des 

Bodens 

Entwässerungskonzept zur Niederschlags-

wasserentsorgung 

Hinweise zur hydraulischen Situation des 

Mischwasserkanals und der Kläranlage, an 

die das Plangebiet angeschlossen werden 

soll 

Aussagen zur Rückhaltung und Versickerung 

des Oberflächenwassers und Minimierung 

der Versiegelung 

 

Schutzgut Klima und Luft 

Klima: Gesamtstädtische Klimaanalyse 2003 

(KVR), Stellungnahme des Regionalverbands 

Ruhr vom 26.02.2015, Stellungnahme des 

Amtes für Umweltschutz vom 26.02.2015 

Hinweis zur Klimaanalyse und zur klimati-

schen Situation im Plangebiet 

Luft: Stellungnahme des Amtes für Umwelt-

schutz vom 26.02.2015, Luftreinhalteplan 

Hinweise zur Luftreinhaltung im Plangebiet 
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Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Baudenkmäler: Einwendungen der Öffent-

lichkeit, Stellungnahme der Bezirksregierung 

Düsseldorf (Dezernat 53, 33, 35.4) vom 

12.03.2015, Stellungnahme des LVR – Amt 

für Denkmalpflege im Rheinland vom 

24.02.2015, Denkmalliste 

Hinweise zum Villencharakter im Bereich 

Prinzenhöhe 

Hinweise zu denkmalpflegerische Belangen 

 

Bodendenkmäler: Stellungnahme der Be-

zirksregierung Düsseldorf (Dezernat 53, 33, 

35.4) vom 12.03.2015 

Keine Hinweise auf Bodendenkmäler im 

Plangebiet 

 

Wesentliche Ziele der Planung: 

 Sicherung der Wohnnutzung durch Festsetzung eines reinen Wohngebiets 

 Planungsrechtliche Sicherung des Gebietscharakters mit überwiegend freistehenden Ein- und Zweifami-

lienhäusern in lockeren Bebauungs- und Freiflächenstrukturen 

Der vorgesehene Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Prinzenhöhe – M 24“ ist aus dem beigefügten 

Lageplan ersichtlich. 

 

 

Hinweis gem. § 4 a Abs. 6 BauGB: 

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgege-

ben worden sind, können bei der Beschlussfassung über diesen Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, 

sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 

Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.  

 

Hinweis gem. § 47 (2a) VwGO: 

Der Antrag gem. § 47 VwGO einer natürlichen oder juristischen Person, der diesen Bebauungsplan zum 

Gegenstand hat, ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, 

die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs) nicht oder verspätet gel-

tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
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Hinweis gem. § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO: 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige 

ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 

nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungs-

gemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt 

 

 

 

Mülheim an der Ruhr, den 09.05.2016 
 
Der Oberbürgermeister 
 
U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für den 

Bebauungsplan „Hansastraße – Z 3“ 

 
 

vom 09.05.2016 
 
 
 

I 
 
Der Rat der Stadt hat am 09.12.2015 die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan 

„Hansastraße – Z 3“ vom 09.03.1970 beschlossen. 

 

 

 

II 

 
Der räumliche Geltungsbereich des o.g. Beschlusses ist dem mitveröffentlichten Übersichtsplan zu ent-

nehmen. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 und § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), in Verbindung mit § 52 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW.2015 S. 496) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntma-

chungsverordnung (BekanntmVO), öffentlich bekanntgemacht. 

 
Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine Verlet-

zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO) beim Zustandekommen dieses Beschlusses nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

 

b) dieser Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Oberbürgermeister hat den Beschluss des Rates der Stadt vorher beanstandet oder 

 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

  Mülheim an der Ruhr, den 09.05.2016 
 
  Der Oberbürgermeister 
 
  U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 

 
Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für den 

Bebauungsplan „Finefraustraße, Hardenbergstraße (Planbezeichnung T3)“ 

 
 

vom 09.05.2016 
 
 
 

I 
 
Der Rat der Stadt hat am 09.12.2015 die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan 

„Finefraustraße, Hardenbergstraße (Planbezeichnung T3)“ vom 31.03.1964 beschlossen. 

 
 

 

II 
 
Der räumliche Geltungsbereich des o.g. Beschlusses ist dem mitveröffentlichten Übersichtsplan zu ent-

nehmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 

200 
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Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 und § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), in Verbindung mit § 52 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW.2015 S. 496) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntma-

chungsverordnung (BekanntmVO), öffentlich bekanntgemacht. 

 
Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine Verlet-

zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO) beim Zustandekommen dieses Beschlusses nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

 

b) dieser Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Oberbürgermeister hat den Beschluss des Rates der Stadt vorher beanstandet oder 

 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

  Mülheim an der Ruhr, den 09.05.2016 
 
  Der Oberbürgermeister 
 
  U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 

 
Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes „Kölner Straße / Stooter Straße – I 25“ 
 

vom 09.05.2016 
 
 
 

I 
 
Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am  29.04.2016 folgende Beschlüsse gefasst: 

 

„Der Planungsausschuss beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes „Kölner 

Straße / Stooter Straße - I 25“; der Bereich ist in dem zur Vorlage gehörenden Zielplan (Anlage 2) ge-

kennzeichnet.  

 

Die Verwaltung wird beauftragt, einen unter Berücksichtigung der Erkenntnisse der frühzeitigen Öffent-

lichkeitsbeteiligung sowie der Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange erarbeiteten Bebauungsplanentwurf dem Planungsausschuss zum Auslegungsbeschluss vorzule-

gen. 

 

Die Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben im Gebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

ist gemäß § 15 BauGB auszusetzen, soweit zu befürchten ist, dass die Durchführung der Planung durch 

das Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde.“ 

 

 

 

II 

 
Ein Lageplan mit Darstellung des vorgesehenen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wird gleichzeitig 

veröffentlicht. 
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Bekanntmachungsanordnung: 

 
Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 

20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) in Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntmachungsverord-

nung (BekanntmVO), öffentlich bekannt gemacht. 

 

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine Ver-

letzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) beim Zustandekommen dieser Beschlüsse nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend ge-

macht werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

 

b) diese Beschlüsse sind nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher  

gerügt und dabei ist die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 

die den Mangel ergibt. 

 
 

Mülheim an der Ruhr, den 09.05.2016 
 
Der Oberbürgermeister 
 
U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 

 
Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für den 

Bebauungsplan „Klöttschen – S 8“ 

 
 

vom 09.05.2016 
 
 
 

I 
 
Der Rat der Stadt hat am 09.12.2015 die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan 

„Klöttschen - S 8“ vom 16.12.1976 beschlossen. 

 

 

 

II 
 
Der räumliche Geltungsbereich des o.g. Beschlusses ist dem mitveröffentlichten Übersichtsplan zu ent-

nehmen. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 und § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), in Verbindung mit § 52 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW.2015 S. 496) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntma-

chungsverordnung (BekanntmVO), öffentlich bekanntgemacht. 

 
Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine Verlet-

zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO) beim Zustandekommen dieses Beschlusses nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

 

b) dieser Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Beschluss des Rates der Stadt vorher beanstandet oder 
 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 
  Mülheim an der Ruhr, den 09.05.2016 
 
  Der Oberbürgermeister 
 
  U l r i c h  S c h o l t e n 
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Widmungsverfügung 
 

Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein -Westfalen (StrWG NRW) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV. NW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 

S. 327) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. März 2015 (GV. NRW. S. 312) wird die 

Lise-Meitner-Straße in der im zugehörigen Widmungsplan schraffiert gekennzeichneten Erstreckung mit 

sofortiger Wirkung dem öffentlichen Anliegerverkehr (Fahrzeug- und Fußgängerverkehr) gewidmet.   

 

Straßengruppe:   Gemeindestraße 

Straßenuntergruppe:   Anliegerstraße 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erho-ben werden. 

Die Klage ist beim Verwaltungsgericht in 40213 Düsseldorf, Bastionstraße 39, schriftlich einzureichen oder 

zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 

 

Hinweise: 

Die Klage ist gegen die Stadt Mülheim an der Ruhr zu richten. Sollte die Klagefrist durch das Verschulden 

einer bevollmächtigten Person versäumt werden, so würde deren Verschulden der/dem Klageerhebenden 

zugerechnet. Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elekt-

ronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-

Westfalen-ERVVO VG/FG eingereicht werden. Falls die Klage schriftlich erhoben wird, empfiehlt es sich, ihr 

zwei Abschriften beizufügen. Die Begründung der Widmungsverfügung kann im Technischen Rathaus der 

Stadt Mülheim an der Ruhr, Amt für Verkehrswesen und Tiefbau, Hans-Böckler-Platz 5, Zimmer 10.21, 

eingesehen werden. 

 

Bestimmung des Zeitpunktes der Bekanntgabe der Widmungsverfügung 

Gemäß § 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 12.11.1999 (GV. NRW. S. 602); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 20.05.2014 (GV. NRW. S. 294), gilt die Widmungsverfügung an dem auf die Bekanntmachung 

folgenden Tag als bekannt gegeben. 

 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 10.05.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 C h l u b a 
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Widmungsverfügung 
 

Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein -Westfalen (StrWG NRW) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV. NW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 

S. 327) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. März 2015 (GV. NRW. S. 312) wird die Am 

Bokenbeck in der im zugehörigen Widmungsplan gekennzeichneten Erstreckung mit sofortiger Wirkung 

dem öffentlichen Anliegerverkehr (Fahrzeug- und Fußgängerverkehr) gewidmet.   

 

Straßengruppe:  Gemeindestraße 

Straßenuntergruppe:  Anliegerstraße 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erho-ben werden. 

Die Klage ist beim Verwaltungsgericht in 40213 Düsseldorf, Bastionstraße 39, schriftlich einzureichen oder 

zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 

 

Hinweise: 

Die Klage ist gegen die Stadt Mülheim an der Ruhr zu richten. Sollte die Klagefrist durch das Verschulden 

einer bevollmächtigten Person versäumt werden, so würde deren Verschulden der/dem Klageerhebenden 

zugerechnet. Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elekt-

ronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-

Westfalen-ERVVO VG/FG eingereicht werden. Falls die Klage schriftlich erhoben wird, empfiehlt es sich, ihr 

zwei Abschriften beizufügen. Die Begründung der Widmungsverfügung kann im Technischen Rathaus der 

Stadt Mülheim an der Ruhr, Amt für Verkehrswesen und Tiefbau, Hans-Böckler-Platz 5, Zimmer 10.21, 

eingesehen werden. 

 

Bestimmung des Zeitpunktes der Bekanntgabe der Widmungsverfügung 

Gemäß § 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 12.11.1999 (GV. NRW. S. 602); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 20.05.2014 (GV. NRW. S. 294), gilt die Widmungsverfügung an dem auf die Bekanntmachung 

folgenden Tag als bekannt gegeben. 

 
 
 Mülheim an der Ruhr, den  10.05.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 C h l u b a 
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